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Einleitung

Diese Arbeit untersucht den Einfluss des europäischen Rechts auf das na-
tionale Arbeitskampfrecht. Im Zentrum steht dabei die Frage, ob die Gren-
zen des nationalen Arbeitskampfrechts mit dem europäischen Recht ver-
einbar sind. Dass sich der Einfluss des europäischen Rechts auf das natio-
nale Arbeitskampfrecht verstärkt, hat viele Ursachen: Zunächst haben Ar-
beitskämpfe in einem gemeinsamen Binnenmarkt zunehmend Berüh-
rungspunkte zu grenzüberschreitenden Sachverhalten. Ferner wird ein
Recht auf Arbeitskampf – die Arbeitskampffreiheit – nicht nur durch das
nationale Recht gewährt. Vielmehr ist die Arbeitskampffreiheit gleich
mehrfach europarechtlich verankert und wurde dort in jüngerer Zeit
durch verschiedene Spruchkörper konkretisiert.

Deshalb wird diese Arbeit die Gewährleistung der Arbeitskampffreiheit
durch die unterschiedlichen Rechtsebenen und ihre Auswirkungen auf das
nationale Arbeitskampfrecht untersuchen. Dabei soll kritisch beleuchtet
werden, inwieweit die nationalrechtliche Begrenzung der Arbeitskampf-
freiheit sich in einem zunehmend grenzüberschreitenden, gesamteuropäi-
schen Rechts- und Wirtschaftsraum behaupten kann. Im nationalen Recht
findet die Arbeitskampffreiheit ihre wesentliche Grenze in dem Erforder-
nis eines Tarifbezugs. Die gängigen Erklärungsmodelle leiten dieses Ta-
riferfordernis aus der Konzeption der Arbeitskampffreiheit als reines An-
nexgrundrecht ab. Sie verstehen die Arbeitskampffreiheit weniger als ein
eigenständiges Freiheitsrecht. Vielmehr leiten sie ein Recht auf Arbeits-
kampf als Annex der in Art. 9 Abs. 3 GG verankerten Tarifautonomie ab.
In der Folge haben sich Umfang und Grenzen der Arbeitskampffreiheit an
der Reichweite der Tarifautonomie auszurichten.

Die Arbeit erhebt zunächst rechtsdogmatische Bedenken gegen die Kon-
zeption der Arbeitskampffreiheit als reines Annexgrundrecht und zeigt im
Weiteren Friktionen zur supranationalen Ebene auf. Die zu erhebenden
Bedenken richten sich weniger gegen eine Beschränkung des Streikrechts
auf tarifliche Ziele an sich. Auch mit der hier vertretenen Auffassung kann
ein Arbeitskampf unzulässig sein, weil ihm ein Tarifziel fehlt. Die Beden-
ken richten sich vielmehr dagegen, den Arbeitskampf a priori auf tarifliche
Ziele zu beschränken, ohne diese Beschränkung positiv durch eine Abwä-
gung zu anderen Rechtspositionen zu begründen. Die derzeitige Konzepti-
on der Arbeitskampffreiheit als reines Annexgrundrecht stellt den Arbeits-
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kampf abseits des Tarifstreiks weitgehend schutzlos. Allerdings finden Ar-
beitskämpfe abseits des Tarifstreik nicht in einem grundrechtsfreien Raum
statt. Inwieweit dies jedoch zu befürchten steht, soll im Nachfolgenden
dargelegt werden. Dabei steht die Vereinbarkeit derartiger Ansätze mit
dem europäischen Recht in Frage.

 
Ein Recht auf Arbeitskampf wirft die Frage auf, was unter Arbeitskampf zu
verstehen ist. Die Eingangsuntersuchungen (Kapitel 1) widmen sich ent-
sprechend dem Arbeitskampfbegriff. Der Arbeitskampfbegriff findet
gleich mehrfache gesetzliche Verankerung. Gleichwohl hat sich eine allge-
meingültige Begriffsdefinition bisher nicht durchgesetzt. In der Rechtspre-
chung und Literatur finden sich Ansätze, die mit einem subsumtionsfähi-
gen Rechtsbegriff operieren wollen. Diese werden dargestellt und disku-
tiert. Allerdings vermischen diese Ansätze Fragen der rechtlichen Einord-
nung einerseits mit Fragen der Rechtmäßigkeitsbewertung andererseits.
Sie werden daher abzulehnen sein. Dabei wird aufgezeigt, weshalb jede
Einordnung einer Handlung als Arbeitskampf aufgrund einer reinen Be-
griffssubsumtion eine rechtliche Wertung und rechtliche Vorverortung be-
dingt. Als Ergebnis findet sich daher keine subsumtionsfähige Arbeits-
kampfbegriffsdefinition, sondern der Nachweis, weshalb sich das Phäno-
men Arbeitskampf über eine reine Begriffsdefinition nicht erfassen lässt.
Die Ursache hierfür wird in der Interdependenz zwischen dem Begriff Ar-
beitskampf und der Rechtsordnung zu suchen sein.

Anschließend (Kapitel 2) wird auf die Begründung eines Rechts auf Ar-
beitskampf und seine Verankerung im nationalen Recht einzugehen sein.
Dabei werden verschiedene Ansätze dargestellt und diskutiert. Anhand ei-
niger Leitentscheidungen wird die Entwicklung zur verfassungsrechtli-
chen Verortung des Arbeitskampfes durch die Rechtsprechung nachge-
zeichnet. Dabei wird aufgezeigt, wie sich eine rein funktionale Betrach-
tungsweise der Arbeitskampffreiheit etablieren konnte. Danach beruht die
Anerkennung eines Rechts auf Arbeitskampf auf dessen Notwendigkeit für
ein freiheitliches Tarifvertragssystem. Diese ausschließliche Ausrichtung
der Arbeitskampffreiheit auf die Tarifautonomie und ihre dogmatische
Ableitung als Annexgrundrecht aus Art. 9 Abs. 3 GG werden dabei kritisch
beleuchtet. Dabei wirft die Konzeption der Arbeitskampffreiheit als reines
Annexgrundrecht, die den Arbeitskampf im Wesentlichen auf den Tarif-
streik beschränkt, sowohl in rechtsdogmatischer als auch in rechtspoliti-
scher Hinsicht Fragen auf. Anhand dieser Fragen zeichnet sich das Kon-
fliktfeld ab, in dem das nationale Recht auf Arbeitskampf im europäischen
Wirtschafts- und Rechtsraum liegt.
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Im nachfolgenden Kapitel (Kapitel 3) wird die Bedeutung völkerrechtli-
cher Quellen für das nationale Arbeitskampfrecht untersucht. Dabei wird
zunächst auf die Gewährleistung der Arbeitskampffreiheit durch die Euro-
päische Sozialcharta (Art. 6 Nr. 4 ESC) und durch die Europäische Men-
schenrechtskonvention (Art. 11 Abs. 1 EMRK) einzugehen sein. Hier stellt
sich zunächst die Frage, welche Gültigkeit diese Rechtsquellen im inner-
staatlichen Recht beanspruchen können. Ein Schwerpunkt wird dabei auf
Art. 6 Nr. 4 ESC zu setzen sein. Denn die Norm garantiert explizit ein
Recht auf Kollektivmaßnahmen. Zudem wird Art. 6 Nr. 4 ESC bei der
Auslegung sowohl von Art. 11 EMRK als auch Art. 28 EU-GRC heranzu-
ziehen sein. Entsprechend werden die unterschiedlichen Ansätze zu Fra-
gen des Rangs, der Geltung und der Anwendbarkeit der Sozialcharta im
nationalen Recht diskutiert. Schließlich wird herausgearbeitet, inwieweit
Art. 6 Nr. 4 ESC oder Art. 11 Abs. 1 EMRK bei der Ermittlung von Um-
fang und Grenzen der Arbeitskampffreiheit im nationalen Recht heranzu-
ziehen sind. Dabei wird offensichtlich, dass sich Gewährleistungsumfang
und Schranken nicht reibungslos übertragen lassen werden. Denn sowohl
Art. 6 Nr. 4 ESC als auch Art. 11 Abs. 1 EMRK dürfte ein Verständnis eines
klassischen Freiheitsrechts zugrunde liegen, das seine Grenzen in den
Rechten anderer findet. Friktionen zu der Konzeption eines aus Art. 9
Abs. 3 GG abgeleiteten Annexgrundrechtes, das sich von vornherein auf
den Tarifstreik beschränkt, erscheinen vorprogrammiert.

Im Anschluss (Kapitel 4) werden die vorstehend gewonnenen Ergebnis-
se zusammengeführt. Dabei wird das Tariferfordernis – als ermittelte Be-
schränkung der Arbeitskampffreiheit auf nationaler Ebene – auf seine Ver-
einbarkeit mit einer völkerrechtlichen Gewährleistung der Arbeitskampf-
freiheit zu überprüfen sein. Hier wird sich ein Tariferfordernis von Ar-
beitskämpfen als Beschränkung von Art. 11 EMRK und Art. 6 Nr. 4 ESC
erweisen. In der Folge wären die Schrankenregelungen der Art. 11 Abs. 2
EMRK und Art. 31 ESC zu beachten. Dies gestaltete sich allerdings als
schwierig. Dem Verständnis eines klassischen Freiheitsgrundrechtes liegt
ein anderer Mechanismus zur Schutzbereichsbestimmung und Abwägung
zugrunde als Art. 9 Abs. 3 GG mit der Konzeption eines Annexgrundrechts
bereit hält. Ob sich die hierbei auftretenden Friktionen durch einen akti-
ven Rezeptionsvorgang – wie vom Bundesverfassungsgericht gefordert –
überwinden lassen, steht in Frage.

Der letzte Teil der Arbeit (Kapitel 5) untersucht die Gewährleistung der
Arbeitskampffreiheit auf der Ebene des Unionsrechts. Ein Recht auf Kol-
lektivmaßnahmen findet sich in der Grundrechtecharta (Art. 28 EU-GRC).
Auch hier stellt sich die Frage, inwieweit die derzeitigen Grenzen des na-
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tionalen Arbeitskampfrechts mit dem europäischen Recht zu vereinbaren
sind. Allerdings ist die Grundrechtskonzeption des Unionsrechts eine an-
dere als die der Sozialcharta und die der Menschenrechtskonvention.
Denn der Grundrechtsschutz des Unionsrechts ist weniger als universeller
Grundrechtsschutz konzipiert. Primäres Ziel ist vielmehr der Schutz im
und vor dem Unionsrecht. Dieser Unterschied rechtfertigt eine gesonderte
Betrachtung.

Im wissenschaftlichen Diskurs fällt die Bewertung der Bedeutung von
Art. 28 EU-GRC für das nationale Arbeitskampfrecht äußerst heterogen
aus. Für die Ermittlung des Gewährleistungsumfangs aus Art. 28 EU-GRC
galt es daher, einen eigenen Ansatz zu entwickeln. Hierfür wird zunächst
auf die bisherige Entwicklung eines Rechts auf Kollektivmaßnahmen auf
europäischer Ebene durch die Rechtsprechung des EuGH eingegangen. In
einem zweiten Schritt werden dann die – nach hier vertretener Auffassung
– wesentlichen Fragen des Anwendungsbereichs der Grundrechtecharta
vor dem Hintergrund des bestehenden Kompetenzgefüges für das Arbeits-
kampfrecht abgehandelt. Dies führt zu der zentralen Frage, in welchem
Umfang die Mitgliedstaaten, gegebenenfalls über Schutzpflichten, als
Adressat von Art. 28 EU-GRC zu betrachten sind. Untersucht wird dabei
ebenso, inwieweit sich aus Art. 28 EU-GRC ein verbindliches Schutzniveau
für das nationale Arbeitskampfrecht ableiten lässt und inwieweit das Ta-
riferfordernis hiervon betroffen ist. Zur besseren Veranschaulichung wird
dabei auf unterschiedliche Fallkonstellationen Bezug genommen. Ein
mögliches Beispiel ist dem Tarifkonflikt im Lufthansakonzern aus dem
Jahr 2010 nachempfunden. Eine Skizze hierzu findet sich im Anhang.

Am Ende der Arbeit findet sich eine Zusammenfassung der jeweiligen
Kapitel und schließlich das Ergebnis der Untersuchungen zum Arbeits-
kampf abseits des Tarifstreiks verbunden mit einem Vorschlag diesen
rechtlich zu bewerten.

Einleitung

28


